��EMBED MSPhotoEd.3���






































KOMMISSION 7





Territoriale Gliederung

















dem Büro des Verfassungsrates unterbreiteter





Schlussbericht






































Dezember 2001








ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS





Abs.	Absatz


Art.	Artikel


AHV/AI	Alters- und Hinterbliebenenversicherung-/-Invalidenversicherung


K	Kommission


ZGB	Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (SG 210)


cf.	confer


Z.	Ziffer


Bür.	Bürger


StPO	Strafprozessordnung vom 14. November 1996 (SGF 32.1)


CRPF	Communauté Romande du Pays de Fribourg


BV.	Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SG 101)


KV BE	Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993


KV NE	Verfassung der Republik und des Kantons Neuenburg vom 24. September 2000


DFAG	Deutschfreiburgische Arbeitsgemeinschaft


IDHEAP	Institut des hautes études en administration publique (Lausanne)


LACC	Einführungsgesetz vom 22. November 1911 zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch für den Kanton Freiburg (SGF 210.1)


BRG 76	Gesetz vom 18. Februar 1976 über die Ausübung der bürgerlichen Rechte (nicht mehr in Kraft)


LOJ	Loi d'organisation judiciaire du 16 décembre 1943 (SG 173.110)


OVG	Gesetz vom 23. November 1949 über die Organisation des Vormundschaftswesens (SGF 212.5.1)


FFEG	Gesetz vom 26. November 1998 über die fürsorgerische Freiheitsentziehung (SGF 212.5.5)


N.B.	Nota bene


OJ	Loi fédérale d'organisation judiciaire du 16 décembre 1943 (SG 173.110)


Öff.	Öffnung


CSP	Christlichsoziale Partei


CVP	Christlichdemokratische Volkspartei


FDP	Freisinnig-Demokratische Partei


SP	Sozialdemokratische Partei


SG	Systematisches Register des Bundesrechts


f/ff	und folgende ( f = Einzahl; ff = Mehrzahl)


VG	Verwaltungsgericht


KG	Kantonsgericht


BG	Bundesgericht


SVP	Schweizerische Volkspartei











ZUSAMMENFASSUNG





Ein Bereich, in dem die Kantone über eine besonders grosse Autonomie verfügen, ist ohne Zweifel derjenige der territorialen Gliederung.





Im Bewusstsein über die Bedeutung ihres Auftrags war die Kommission stets darauf bedacht, sämtliche Themen nur nach Anhörung von Sachverständigen und/oder Interessengruppen zu behandeln. Zudem hat sie sich immer dafür eingesetzt, ihren Minderheitsmitgliedern die Möglichkeit zu bieten, ihre Thesen darzulegen und zu vertreten.





Es ist schwierig, ja gewagt, das Wesentliche des Inhalts eines Berichts zusammenzufassen. Dennoch hielt es die Kommission für zweckmässig, sich auf einige Leitgedanken, zu denen sie sich bekannt hat, zu konzentrieren.





Obwohl sich die Kommission an die klassische Definition des Gemeindebegriffs gehalten hat, hielt sie es für angebracht, diese mit erstrebenswerten Zielen zu ergänzen .Zu diesem Zwecke verweist die Kommission auf die ihrer Meinung nach bestehende Notwendigkeit, den Gemeinden Ziele zur Erreichung des Wohlergehens der Bewohnerinnen und Bewohner, zur Achtung der nachbarlichen Beziehungen mit den Bürgerinnen und Bürgern und einer dauerhaften Lebensqualität vorzugeben.





Obwohl die Kommission von der Bedeutung der interkommunalen Zusammenarbeit überzeugt ist - als Garant für die Erfüllung gewisser den Gemeinden delegierter Aufgaben -, schien es ihr trotzdem unabdingbar, gewisse Verbesserungen anzubringen, um das heute in den Gemeindeverbänden bestehende demokratische Defizit auszumerzen. Zu diesem Zwecke hat die Kommission gewünscht, grundlegende Neuerungen bezüglich der Bezeichnung der Delegierten sowie der Schaffung von Volksrechten wie beispielsweise dem Initiativrecht, dem obligatorischen und fakultativen Referendum, dem Recht der Bevölkerung auf Anhörung und Information  einzubringen.





Die Kommission hat ebenfalls die Meinung geäussert, dass die Gemeindezusammenschlüsse gefördert und begünstigt werden müssen. Sie hält es für nötig, solche Zusammenschlüsse anzuregen und zu erleichtern, um die zu einer besseren Effizienz nötigen Gruppierungen zu ermöglichen. Nach Ansicht der Kommission ist es angezeigt, verschiedene Arten von Gemeindezusammenschlüssen, insbesondere freiwillige Zusammenschlüsse, Zusammenschlüsse auf der Grundlage einer Initiative des Stimmvolkes und den vom Staat vorgeschlagenen Zusammenschluss, vorzusehen. Die Kommission ist sogar zum Schluss gekommen, dass in ausserordentlichen Fällen und wenn alle zur Verfügung stehenden gesetzlichen Mittel ausgeschöpft sind, der Zusammenschluss vom Staat nach Anhörung der betroffenen Gemeinden aufgezwungen werden kann. 





Nach der Feststellung des gegenwärtigen Status der Verwaltungsbezirke hat die Kommission bemerken können, dass diese immer mehr an Einfluss gegenüber neuen Strukturen verlieren, die sich aus Übereinkünften oder interkommunalen Verbänden ergeben. Letztere sind besser organisiert, auf besondere Ziele ausgerichtet und zeigen mehr Effizienz als die Bezirke. So muss man feststellen, dass der Begriff Verwaltungsbezirk langsam an Schärfe verliert, namentlich zu Gunsten der Dekonzentration gewisser Aufgaben des Staates auf interkommunale Verbände und mit der Zeit auf die Gemeinden selber.





Im Bestreben, unter anderem den Kanton gegenüber der steigenden Konkurrenz anderer politischer und wirtschaftlicher Pole in der Schweiz zu stärken, einen Ausgleich innerhalb des Kantons zwischen Grossfreiburg und den andern Regionen anzupeilen und ausserdem den Gemeinden eine reelle Autonomie zu verschaffen, ist die Kommission zur Überzeugung gelangt, dass der Kanton mit der Zeit aus Gemeidnen ohne Vewaltungsbezirke zusammengesetzt sein muss.  Sie ist sich indessen bewusst, dass die Aufhebung der Verwaltungsbezirke erst dann erfolgen soll, wenn die Gemeinden in der Lage sein werden, diejenigen Aufgaben zu übernehmen, die ihnen zugeteilt werden sollen. Deshalb findet sie es unerlässlich, schrittweise vorzugehen, namentlich über die Reduktion der Anzahl Verwaltungsbezirke und über die Dekonzentration der Verwaltung. 





Im Hinblick auf dieses Ziel, das eines der Hauptanliegen der kantonalen Politik der nächsten Jahre bilden muss, erachtet die Kommission eine Frist von zehn bis fünfzehn Jahren ab der Abstimmung zur neuen Kantonsverfassung für dessen tatsächliche Umsetzung als realistisch und zumutbar.





Die Kommission unterstreicht mit Nachdruck, dass die Diskussion über die Anzahl Wahlkreise und Gerichtsbezirke unabhängig davon erfolgen kann. So hätte die Angst vor dem Identitätsverlust mit der späteren Auflösung der Verwaltungsbezirke, den gewisse Leute ansprechen könnten, keine Berechtigung mehr.





Als Folge der Reform der verabschiedeten territorialen Gliederungen hat die Kommission weiter festgehalten, dass das Amt des Oberamtmanns in seiner heutigen Eigenschaft als Verwaltungsverantwortlicher mit der Zeit aufgehoben werden wird bzw. seine Aufgaben sich entsprechend den Schritten bis zur Erreichung des gesteckten Ziels wandeln werden.





Mit ihrer Arbeit wollte die Kommission eine Zukunftsvision vermitteln, wonach die zukünftige Kernrolle der Gemeinden mehr Bürgernähe bei der Erbringung staatlicher Dienstleistungen gewährleisten soll.












































I.	ORGANISATION





A.	Zusammensetzung der Kommission





Laurent Schneuwly (CVP), Präsident 


Jean-Marie Masset (FDP), Vizepräsident





Carmen Buchiller (Öff.)


Yvonne Gendre (SP)


Béatrice Wüthrich (CVP)


Jacques Barras (SVP)


Moritz Boschung-Vonlanthen (CVP)


Denis Chassot (SP)


Elian Collaud (CVP)


Gaétan Emonet (SP)


Hans-Peter Gaberell (FDP)


Marc Genilloud (FDP)


Placide Meyer (CVP)


Christian Pernet (Bür.)


Philippe Remy (FDP)


Robert Sturny (CSP)


Olivier Suter (Bür.)





Reynold Pauchard (CVP), Stellvertreter


Jean-Philippe Philipona (FDP), Stellvertreter


Jean-Bernard Repond (Öff.), Stellvertreter


André Schoenenweid (CVP), Stellvertreter





Sébastien Schneuwly, juristischer Sekretär








B.	Mandat





Gemäss Botschaft zum Verordnungsentwurf über die Einsetzung der Sachbereichskommissionen des Verfassungsrates hat die Kommission folgende Bereiche zu behandeln (Seite 6):





-	Gemeinden: Stellung, Autonomie, Kompetenzen, Organe, Finanzen, Zusammenarbeit zwischen Gemeinden, Gemeindezusammenschlüsse;


-	Bezirke: Stellung, Anzahl, Oberamtmänner;


-	Schaffung neuer regionaler Einheiten.








C.	Interne Organisation und Arbeitsmethode; Anhörungen








Die Kommission ist in den Räumen des Zivilschutzamtes in Granges-Paccot zusammengetreten, am Freitag 23. Februar 2001, Freitag 9. März 2001, Donnerstag 22. März 2001, Freitag 6. April 2001, Donnerstag 19. April 2001, Freitag 4. Mai 2001, Donnerstag 17. Mai 2001, Donnerstag 31. Mai 2001, Freitag 22. Juni 2001, Donnerstag 5. Juli 2001, Donnerstag 12. Juli 2001, Freitag 17. August 2001, Freitag 21. September 2001, Freitag 12. Oktober 2001, Freitag, 19. Oktober 2001, Freitag 2. November 2001, Freitag, 16. November 2001 und Freitag 21. Dezember 2001.





Am 6. September 2001 hat sie im Gemeindehaus von Châtel-St-Denis getagt, am 8. November 2001 und am 23. November 2001 im Institut für Föderalismus in Granges-Paccot und am 29. November 2001 im Schloss in St-Aubin.





Anlässlich ihrer Sitzung vom 9. März 2001 hat die Kommission beschlossen, die Arbeiten mit den Gemeinden zu beginnen, anschliessend die Bezirke zu behandeln und die Arbeiten mit der Schaffung von neuen regionalen Körperschaften abzuschliessen.





Um sich in ihrem Mandat beraten zu lassen, hat die Kommission sieben Experten und eine Interessengruppe angehört.


-	Freitag 6.April 2001	:	Bernard Dafflon und Stefan Hug zu den Themen Gemeindezusammenschlüsse, ideale Grösse der lokalen Gemeinschaften und die Agglomeration.


-	Freitag 22. Juni 2001	:	Gérald Mutrux, Dienstchef des Departementes der Gemeinden des Kantons Freiburg, zu Themen über die Organe der Gemeinden, namentlich im Zusammenhang mit den letzten Änderungen des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden, und die Gemeindeverbände, unter anderem über das Erfordernis der zusammenhängenden Aufgaben und über deren Organe.


-	Donnerstag 6. September 2001:	Besinnungsgruppe des Vivisbachbezirkes, unter dem Vorsitz von Michel Chevalley, Oberamtmann.


-	Freitag 12. Oktober 2001	:	Gérald Mutrux, Dienstchef des Departementes der Gemeinden des Kantons Freiburg, zum Thema der territorialen Gliederung und der möglichen Szenarien in Sachen Strukturen für den Kanton Freiburg.


-	Freitag 19. Oktober 2001	:	Die sieben Oberamtmänner des Kantons Freiburg zum Thema der territorialen Strukturen.


-	Donnerstag 8. November 2001:	Robert Hensler, Staatskanzler des Kantons Genf, zum Thema der territorialen Strukturen, namentlich über den Betrieb eines Kantons ohne Bezirke.


-	Freitag 23. November 2001	:	Markus Bucheli, Generalsekretär des Departementes des Innern des Kantons St. Gallen, zum Thema der territorialen Strukturen und den in der Verfassung des Kantons St. Gallen vorgenommenen Änderungen.














II.	ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN





Anlässlich ihrer Sitzung vom 23. Juni 2002 hat die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten des Verfassungsrates beschlossen, dass die Berichte in Form von Thesen aufzubauen sind. Der Verweis auf eine bestehende Bestimmung einer Verfassung soll dabei eine grosse Ausnahme bilden.





Der vorliegende Bericht bemüht sich deshalb, diesen Entscheid, der eng mit der "Null-Lesung" verbunden ist, einzuhalten.





Hier ist auf die Bestimmungen von Artikel 31 Absatz 4 der Geschäftsordnung vom 4. Oktober 2000 des Verfassungsrats des Kantons Freiburg zu verweisen: « Hat die Kommission Anträge nicht einstimmig gefasst, so kann die Minderheit, sofern sie mindestens einen Fünftel der anwesenden Personen ausmacht, ihre Anträge neben jenen der Mehrheit darlegen. »





Im Verlaufe der von der Kommission geführten Beratungen hat eine Minderheit, zusammengesetzt aus der Dame und den Herren Yvonne Gendre, Gaétan Emonet, Denis Chassot und Olivier Suter, Anträge zur Gemeindeautonomie, die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und die Gemeindezusammenschlüsse gestellt.





Der vorliegende Bericht wird somit für jedes der erwähnten Kapitel die Thesen der Mehrheit und anschliessend jene der Minderheit enthalten.








III.  	VORSTELLUNG DER THESEN





A.	Die Gemeindeautonomie: Die Kompetenzen und die Finanzen der Gemeinden





Argumentation der Mehrheit





Artikel 3, Paragraf 1, der europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung lautet wie folgt: « Kommunale Selbstverwaltung bedeutet das Recht und die tatsächliche Fähigkeit kommunaler Gebietskörperschaften, im Rahmen der Rechtsordnung einen bedeutenden Anteil der öffentlichen Angelegenheiten in eigener Verantwortung und zum Nutzen ihrer Einwohner zu regeln und zu verwalten. »





Mit Bezug auf die erwähnte Definition ist die Kommission der Ansicht, dass die Gemeindeautonomie unbedingt gewährleistet werden muss. Sie beurteilt deshalb die Aufnahme einer erneuernden These in Anlehnung an die gegenwärtige Rechtsprechung des Bundesgerichtes über die Gemeindeautonomie als unerlässlich. Gemäss dieser Rechtsprechung hat eine Gemeinde Anrecht auf Schutz ihrer Autonomie, auf die sie sich vor dem Bundesgericht in den Bereichen, in denen das kantonale Recht ihr angemessene Entscheidungsfreiheit zuspricht, berufen kann.





Artikel 4 des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden lautet: « Die Gemeinde besorgt ihre Angelegenheiten in den Grenzen der kantonalen und der eidgenössischen Gesetzgebung selbständig. » Diese Formulierung entspricht nicht dem Grundsatz der Rechtssicherheit, denn für jeden fraglichen Bereich hat das Bundesgericht die kantonale Gesetzgebung und gegebenenfalls die Bundesgesetzgebung eingehend zu prüfen, um abzuklären, ob die Gemeinde im fraglichen Bereich über eine genügende Entscheidungsbefugnis verfügt und sich somit auf ihre Autonomie berufen kann.





Ziel der von der Kommission entwickelten These ist es, den Gemeinden zu ermöglichen, in den nicht erschöpfend erwähnten Bereichen über ihre Autonomie zu verfügen und deren Verletzung vor dem Bundesgericht rügen zu können.





Es versteht sich natürlich von selbst, dass die Tatsache, dass sich eine Gemeinde in einem bestimmten Fall auf ihre Autonomie berufen kann, nicht bedeutet, dass ihr Begehren begründet ist. Es bedeutet nur, dass sie das Recht hat, sich auf die Autonomie zu berufen, dass auf ihr Begehren eingetreten werden kann und dass es Sache der Gerichtsbehörden ist zu prüfen, ob die erwähnte Autonomie eingehalten worden ist oder nicht. Die Entscheide der Gemeinden haben natürlich sowohl das Recht des Bundes wie jenes des Kantons und der Gemeinde zu berücksichtigen.





Die Kommission hält fest, dass die in ihrer These vorgeschlagene Aufzählung - welche, da sie nicht erschöpfend ist, vom Gesetzgeber auf andere Bereiche ausgeweitet werden kann - den Bereichen entspricht, in denen es unabdingbar ist, dass die Gemeinde über Autonomie verfügen kann.





Die Kommission ist auch der Ansicht, dass bei der Abtretung eines Kompetenzbereiches an einen Gemeindeverband dieser unbedingt in der Lage sein muss, sich auf diese übertragene Autonomie berufen zu können.








Thesen der Mehrheit 





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission die folgenden drei Thesen:





7.1.1	Die Gemeinden übernehmen die ihnen von der Verfassung übertragenen Aufgaben.


(einstimmig)





7.1.2	Der Staat überträgt den Gemeinden die Aufgaben, die diese besser ausüben können.


(einstimmig)





7.1.3	Die Gemeinden verfügen vor allem in folgenden Bereichen über Autonomie:


	-	Verwaltung des Gemeindegutes;


	-	Gewährleistung der Gemeindeverwaltung;


	-	Festsetzung und Erhebung der Gebühren und der Gemeindesteuern wie Verwendung derer Ergebnisse;


	-	Örtliche Raumplanung;


	-	Verwaltung des örtlichen Gemeingutes;


	-	Öffentliche Ordnung;


	-	Interkommunale Beziehungen.


	In den Bereichen, für welche die Gemeinden ihre Kompetenzen an einen Gemeindeverband abgetreten haben, kann sich dieser auf die Autonomie berufen.


(11 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen)








Argumentation der Minderheit / Gemeindeautonomie: Notwendigkeit einer materiellen Steuerharmonisierung





Die einen Antrag zum Begriff der Gemeindeautonomie unterbreitende Minderheit setzt sich zusammen aus Frau Yvonne Gendre und den Herren Denis Chassot, Gaétan Emonet und Olivier Suter.





Die Gemeinde bildet die Grundstufe der lokalen Demokratie. Wegen ihrer Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern ist sie in der Lage, deren Interessen viel besser zu genügen als ein Zentralstaat. Aus diesem Grunde misst die Minderheit der Kommission der Gemeindeautonomie die grösste Bedeutung zu.





Die Gemeindeautonomie wird an den Mitteln gemessen, welche es erlauben, eine Gemeinde in aller Unabhängigkeit zu verwalten. Die Tatsache, dass eine Gemeinde Steuern erheben und über deren Ergebnisse frei verfügen kann, ist eine der besten Rechtfertigungen für die Triftigkeit der lokalen Demokratie und der Verantwortung der Gemeinden. Ohne finanzielle Autonomie laufen die Gemeinden Gefahr, keine soziale Berechtigung mehr zu geniessen und schliesslich an politischer Zweckentziehung zu leiden.





Gleichwohl dürfen die starken unterschiedlichen Behandlungen der freiburgischen Steuerzahler nicht ignoriert werden. Gegenwärtig sind die Unterschiede zwischen den Gemeinden besonders stark; der Steueransatz kann von eins bis drei gehen. Die Gemeinden mit wenig Steuern verdanken dies nicht unbedingt ihrer gesunden Verwaltung sondern der Tatsache, dass sie beispielsweise grosse Steuerzahler beherbergen oder dass sie in den Genuss von kulturellen, sportlichen, sozialen oder verkehrstechnischen Einrichtungen von Nachbargemeinden gelangen, welche somit von andern finanziert werden.





Die unterschiedlichen Steueransätze bilden ausserdem ein Hindernis für die nötigen strukturellen Reformen der Gemeinden. Es ist in der Tat schwierig, eine reiche Gemeinde (mit einem tiefen Steueransatz) zu überzeugen, sich mit einer armen Gemeinde (mit einem hohen Steueransatz) zusammenzuschliessen.





Wenn die Gemeindeautonomie eine finanzielle Autonomie bedingt, verlangt die steuertechnische Gleichbehandlung und die Kohärenz des Gebietes, diese Hoheit einzuschränken. Schon heute haben die Freiburger Gemeinden keine Fiskalhoheit sondern eine gewisse steuertechnische Flexibilität (DAFFLON, 1992b, « L’autonomie fiscale communale, le cas de Fribourg »). So begrenzt das kantonale Recht die Gemeindesteuer für das Einkommen auf 1,25.








Thesen der Minderheit





7.1.3bis	Idealerweise würde die Minderheit der Kommission einen einzigen Gemeindeansatz begrüssen, berechnet auf dem durchschnittlichen kantonalen Ansatz.





7.1.3ter	Wenn der einzige Ansatz nicht angenommen wird, schlägt die Minderheit der Kommission vor, dass der Ansatz der Gemeindesteuer zwischen den Gemeinden eine Spannweite von 10 % unter und über dem Durchschnittsansatz nicht übersteigt.





7.1.3quater	Auf jeden Fall drängt sich ein Finanzausgleich nach festzulegenden Kriterien auf.








B.	Die Stellung der Gemeinden





Argumentation





Die Kommission hat es als nötig erachtet, obwohl sie sich auf die klassische Definition beschränkt hat, den Begriff der Gemeinde in der Verfassung zu definieren. Dennoch hat sie aber gewünscht, von den Gemeinden anzustrebende Ziele beizufügen.





Zu diesem Zwecke verweist die Kommission auf die, ihrer Meinung nach, Notwendigkeit, den Gemeinden Ziele zur Erreichung des Wohlergehens der Bewohnerinnen und Bewohner, zur Achtung der nachbarlichen Beziehungen mit den Bürgerinnen und Bürgern und einer dauerhaften Lebensqualität festzulegen.








Thesen





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:





7.2.1	Die Gemeinden sind öffentliche Körperschaften mit juristischer Persönlichkeit.


(einstimmig)





7.2.2	Der Bestand und das Gebiet der Gemeinden sind im Rahmen der Verfassung gewährleistet.


(einstimmig)





7.2.3	Ein Verfassungsartikel soll festhalten, dass die Gemeinden das Wohl der Einwohnerinnen und Einwohner, die dauernde Lebensqualität und nachbarliche Beziehungen mit den Bürgerinnen und Bürgern anzustreben haben.


(einstimmig)








C.	Die Organe der Gemeinden





Argumentation





Die Kommission findet es als angebracht, sich der Gesamtheit der Fragen im Zusammenhang mit den Organen der Gemeinden anzunehmen, unabhängig von der Notwendigkeit - für gewisse Thesen - einer verfassungsrechtlichen Verankerung.





Allgemein gesehen hat die Kommission im Verhältnis zur gegenwärtigen Gesetzgebung keine wichtigen Abänderungen gebracht. Sie stellt fest, dass die letzten Änderungen des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden in jeder Beziehung befriedigen. Die eingeführte Bewegungsfreiheit in Sachen Anzahl Gemeinderätinnen und/oder Gemeinderäte und Generalrätinnen und/oder Generalräte ermöglicht es, den Bedürfnissen der verschiedenen Gemeinden, vor allem je nach ihrer Grösse, zu entsprechen.


Die Kommission ist der Ansicht, dass der Wahlmodus der Gemeindepräsidentin und/oder des Ammanns durch den Gemeinderat der einzige Garant für die Achtung des Prinzips der Kollegialität ist, welcher für den guten Gang der Gemeindeangelegenheiten unabdingbar ist.





Nach Prüfung der Angelegenheit ist die Kommission der Ansicht, dass die Beibehaltung des gegenwärtigen Systems der Wahl der Mitglieder des Gemeinderates nach dem Majorzsystem, es sei denn, die Anwendung des Proporzsystems werde verlangt, angezeigt ist. Sie beurteilt dessen Beibehaltung nach der erfolgten Aufhebung der stillen Wahl umso angebrachter.





Die Kommission erachtet es als nötig, dass die Gesamtheit der Mandate - seien sie kommunal oder kantonal - von gleicher Dauer sein müssen. Nur eine Legislaturperiode von fünf Jahren erlaubt eine effiziente Arbeit, beurteilt sie weiter.





Die Kommission ist der Ansicht, dass die Achtung einer besseren Demokratie die Wahl des Gemeinderates durch das Stimmvolk und nicht durch die gesetzgebende Behörde verlangt.








Thesen





Auf der vorerwähnten Grudlage formuliert die Kommission folgende Thesen:





7.3.1	Die gesetzgebende Behörde der Gemeinde (Gemeindeversammlung oder Generalrat) bleibt frei in der Festlegung der Anzahl Gemeinderätinnen und/oder Gemeinderäte (zwischen 5 und 9).


(einstimmig)





7.3.2	Die Verfassung bestimmt, dass jede Gemeinde über eine gesetzgebende Behörde (Gemeindeversammlung oder Generalrat) und eine ausführende Behörde verfügt.


(einstimmig)





7.3.3	Die Verfassung bestimmt, dass der Gemeinderat vom Stimmvolk gewählt wird.


(einstimmig)





7.3.4	Die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates erfolgt nach dem Majorzsystem, es sei denn, die Anwendung des Proporzsystems werde verlangt.


(mit einer Gegenstimme)





7.3.5	Die Kommission hat die Einführung des obligatorischen Proporzsystems abgelehnt.


(mit einer Gegenstimme)





7.3.6	Was die ausführende Behörde betrifft, bestimmt das Gesetz, dass die Gemeindepräsidentin und/oder der Ammann vom Gemeinderat gewählt werden.


(einstimmig)





7.3.7	Die Amtsdauer der Gemeinderätinnen und/oder der Gemeinderäte und der Generalrätinnen und/oder der Generalräte beträgt 5 Jahre.


(einstimmig)





7.3.8	Die Kommission hat beschlossen, den Gemeinden keinen Generalrat ab einer bestimmten Anzahl Einwohner aufzuzwingen.


(11 zu 2 Stimmen)





7.3.9	Die Gemeinden üben ihre Tätigkeit in Achtung der Bevölkerung und des Rechtes aus. Der Staat sichert deren Aufsicht.


(einstimmig)








D.	Die interkommunale Zusammenarbeit





Argumentation der Mehrheit





Wenn die Kommission von der Bedeutung der interkommunalen Zusammenarbeit überzeugt ist - als Garant der Achtung gewisser den Gemeinden delegierter Aufgaben - , scheint es ihr trotzdem unabdingbar, gewisse Verbesserungen anzubringen, um das heute in den Gemeindeverbänden, wie sie im Gesetz vom 25. September 1980 über die Gemeinden vorgesehen sind, bestehende demokratische Defizit auszumerzen.





Zu diesem Zwecke möchte die Kommission grundlegende Neuerungen in der Art der Bezeichnung der Delegierten sowie zur Schaffung von Volksrechten einbringen.





Die Mehrheit der Kommission erachtet es ebenfalls als angezeigt, je nach den regionalen Besonderheiten, einen Verband für mehrere von einander unabhängige Zwecke schaffen zu können. Eine solche Art von Verband würde es erlauben, mit der Einsetzung von effizienteren Strukturen den Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger besser zu entsprechen. Die Mehrheit der Kommission wünscht dagegen nicht, dass solche Mehrzweckverbände die einzig erlaubten wären.





Die Kommission stellt fest, dass es in Anbetracht der den Gemeinden auf Grund des eidgenössischen wie des kantonalen Rechts zufallenden wichtigen Aufgaben möglich ist, dass mehrere davon nicht in der Lage sind, diese auszuführen. Es ist deshalb berechtigt, den verpflichtenden Beitritt zu einem Verband, wie er in Artikel 110 des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden festgehalten ist, beizubehalten.








Thesen der Mehrheit





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:





7.4.1	Der Staat fördert die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden.


(einstimmig)





7.4.2	Die Delegierten werden vom Gemeinderat und von der Gemeindeversammlung, bzw. dem Generalrat, bestimmt. Wenn die Gemeinde Anrecht auf eine einzige Delegierte oder einen einzigen Delegierten hat, wird diese oder dieser vom Gemeinderat allein bestimmt.


(11 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung)





7.4.3	Folgende Volksrechte werden eingeführt:


	-	das Initiativrecht;


	-	das obligatorische Referendum;


	-	das fakultative Referendum;


	-	das Recht der Bevölkerung auf Anhörung;


	-	das Recht der Bevölkerung auf Information.


(einstimmig)





7.4.4	Das Erfordernis der zusammenhängenden Aufgaben für die Mehrzweckverbände der Gemeinden wird aufgehoben, die Mitglieder eines Verbandes haben aber allen ihren Zwecken beizutreten.


(einstimmig)





7.4.5	Die Mehrheit der Kommission hat den Vorschlag, dass die Gemeinden nur einem Verband beitreten können, abgelehnt.


(mit einer Gegenstimme)





7.4.6	Der Staat kann in ausserordentlichen Fällen Gemeinden verpflichten, sich zu vereinigen oder einem Verband beizutreten.


(einstimmig)








Argumentation der Minderheit / Für mehr Transparenz und Demokratie sind bloss zwei Formen von interkommunaler Zusammenarbeit möglich: Föderationen von Gemeinden und Agglomerationen





Die einen Antrag zur interkommunalen Zusammenarbeit unterbreitende Minderheit setzt sich zusammen aus den Frau Yvonne Gendre und den Herren Denis Chassot, Gaétan Emonet und Olivier Suter.





Die Interkommunalität ist die schweigende Revolution der letzten Jahre. Die Bedeutung der interkommunalen Zusammenarbeit nimmt unaufhörlich zu. Sie gibt den Körperschaften eine genügende Kapazität, um ihre Aufgaben unter Aufrechterhaltung einer engen Verbindung zwischen Bürgerinnen und Bürgern und ihren Gewählten zu erfüllen.





Die Verstärkung der interkommunalen Zusammenarbeit bewirkt aber ein demokratisches Defizit. Die Frage der demokratischen Legitimation der im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit getroffenen Entscheide stellt sich immer stärker: Wer wählt die Delegierte und/oder den Delegierten der Gemeinde, welches ist ihre oder seine politische Verantwortung, wie werden die Entscheide mit obligatorischem Charakter getroffen ?





Wenn die Zukunft in einer noch stärkeren Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden liegt, müssen die Zusammenarbeitsformen die Achtung der demokratischen Grundsätze gewährleisten, das heisst, namentlich:


a.	Möglichkeit, die Delegierten durch das Volk zu bestimmen;


b.	Initiativrecht;


c.	Finanzmittel.





Die Vervielfältigung der gegenwärtigen Formen an Zusammenarbeit verstösst ausserdem gegen die Grundsätze der Lesbarkeit und der territorialen Kohärenz. Die gleiche Gemeinde kann Mitglied von mehreren Verbänden sein, die verschiedene Gemeinden umfassen, sodass es für die Bürgerin und/oder den Bürger schwierig wird, die Zusammenhänge zu sehen und vor allem, die demokratischen Rechte auszuüben. Aus diesem Grunde müssen die unbefriedigenden Formen an interkommunaler Zusammenarbeit (Verbände in der gegenwärtigen Form und Gemeindeübereinkünfte) zu Gunsten von angepassteren Strukturen verschwinden.








Thesen der Minderheit





7.4.4bis	Die Verbindungen zwischen Gemeinden haben sich ausschliesslich innerhalb von Föderationen von Gemeinden (Gemeindeverbände für verschiedene nicht zusammenhängende Zwecke) oder innerhalb von Agglomerationen abzuwickeln.





	Diese beiden Strukturtypen verfügen über Finanzmittel.





	Die Freiheit der Gemeinden liegt in der Wahl der Partnergemeinden und nicht mehr in der Wahl eines Zusammenarbeitstyps.


E.	Die Gemeindezusammenschlüsse





Argumentation





Die Kommission ist der Ansicht, dass die Gemeindezusammenschlüsse gefördert und begünstigt werden müssen. Es ist angezeigt, die Gemeindezusammenschlüsse anzuregen und zu erleichtern, um die zu einer besseren Effizienz nötigen Zusammenlegungen zu ermöglichen. In Anbetracht der ihnen zufallenden Aufgaben müssen die Gemeinden ihr Vorrecht in effizienter und rationeller Art ausüben können.





Die Kommission ist der Meinung, dass der Staat zur Begünstigung der Gemeindezusammenschlüsse einen Katalog von anregenden Massnahmen erarbeiten muss. Als Kriterien zur Erarbeitung eines solchen Kataloges können sein: die Fähigkeit der Gemeinden, ihre Aufgaben zu erfüllen, deren finanzielle Möglichkeiten, die lokalen Besonderheiten in geografischer oder kultureller Hinsicht, die vorherigen Verbindungen zwischen Gemeinden und die Erfordernisse einer effizienten Verwaltung im Dienste der Bürgerinnen und Bürger.





Nach Meinung der Kommission darf kein Gemeindezusammenschluss ohne Zustimmung des Stimmvolkes der betroffenen Gemeinden erfolgen. Die Zusammenlegung muss ebenfalls von der Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger jeder Gemeinde angenommen werden. Für die Kommission geht es um eine nötige Vorsicht, um die Autonomie der Gemeinden, deren Existenz nicht ohne deren Willen in Frage gestellt werden darf, zu berücksichtigen.





Die Kommission erachtet es als angezeigt, verschiedenen Typen von Gemeindezusammenschlüssen vorzusehen. Sie ist der Ansicht, dass freiwillige Zusammenschlüsse, Zusammenschlüsse auf der Grundlage einer Initiative des Stimmvolkes und der vom Staat vorgeschlagene Zusammenschluss vorgesehen werden sollen.





In dieser Hinsicht erachtet es die Kommission als angebracht, dass ein Initiativrecht im Hinblick auf einen Gemeindezusammenschluss gewährt wird. Die Einführung eines solchen Rechtes ginge in der Tat in Richtung der Berücksichtigung eines demokratischen Prozesses zur Förderung - unter gewissen Voraussetzungen - der Verwirklichung von Gemeindezusammenschlüssen.





Die Kommission ist der Meinung, dass in ausserordentlichen Fällen und wenn alle zur Verfügung stehenden gesetzlichen Mittel ausgeschöpft sind, der Zusammenschluss vom Staat nach Anhörung der betroffenen Gemeinden aufgezwungen werden kann. 








Thesen





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:





7.5.1	Der Staat fördert und begünstigt die Gemeindezusammenschlüsse.


(einstimmig)





7.5.2	Die Wählerinnen und/oder die Wähler können über die Initiative den Zusammenschluss (Zusammenschluss in Folge einer Initiative) vorschlagen.


(einstimmig)





7.5.3	Der Staat kann den Gemeinden ebenfalls, sofern notwendig und zu den im Gesetz vorgesehenen Bedingungen, den Zusammenschluss vorschlagen.


(einstimmig)





7.5.4	In ausserordentlichen Fällen, wenn alle zur Verfügung stehenden gesetzlichen Mittel (vorgeschlagener Zusammenschluss, Vermittlung, Vormundschaft, usw.) ausgeschöpft sind und wenn die Lage der Gemeinde den rechtmässigen Interessen der lokalen, regionalen oder kantonalen Gemeinschaft zuwiderläuft, kann der Zusammenschluss vom Staatsrat nach Anhörung der betroffenen Gemeinden aufgezwungen werden.


(einstimmig)





7.5.5	Die Gemeindezusammenschlüsse können über die Kantonsgrenzen hinausgehen.


(einstimmig)





7.5.6	Das Stimmvolk spricht sich in letzter Instanz über die Gemeindezusammenschlüsse aus.


(einstimmig)








F.	Die Bezirke 





Argumentation der Mehrheit





Die Verfassung von 1857 gliedert das Kantonsgebiet in drei Arten von Kreisen: die Verwaltungsbezirke, die Wahlkreise und die Gerichtsbezirke.





In Anbetracht des zugeteilten Mandates hat sich die Kommission der Analyse der Verwaltungsbezirke angenommen.





Das Gesetz vom 11. Februar 1988 über die Zahl und den Umfang der Verwaltungsbezirke legt ihre Zahl (sieben) und ihren Umfang fest, indem es die Gemeinden, die sie bilden, namentlich aufführt. Kein anderer Rechstext befasst sich direkt mit den Verwaltungsbezirken.





So sind die Bezirke keine öffentlichrechtlichen Körperschaften. Sie entbehren der Rechtspersönlichkeit, die es einer öffentlichrechtlichen Körperschaft erlaubt, Verwaltungshandlungen gegenüber einem Bürger vorzunehmen, Steuern zu erheben und einen Teil der Staatsgewalt auszuüben.





Zusammengefasst können die gegenwärtigen Bezirke als einfache Verwaltungsbezirke ohne echte rechtliche Stellung definiert werden, die dazu bestimmt sind, der dezentralen Ausübung bestimmter Aufgaben der Zentralgewalt als Grundlage zu dienen.





Heute wird ein Teil der Staatsgeschäfte über dezentrale Stellen in den Bezirken wahrgenommen. Es handelt sich u.a. um die Grundbuchämter, die Staatskassen, die Forstkreise, die Bezirkskommissäre für Ackerbau und die Betreibungsämter. Für andere Aufgaben wie den Zivilstand sind die Bezirke ihrerseits in verschiedene Gebiete unterteilt.


Ausserdem ist zu unterstreichen, dass die Kantonspolizei ab dem Jahre 2002 auf territorialer Ebene in drei Regionen und nicht mehr nach den sieben Verwaltungsbezirken gegliedert sein wird.





Nach der Feststellung des gegenwärtigen Statuts der Verwaltungsbezirke hat die Kommission bemerken können, dass diese immer mehr an Einfluss gegenüber neuen Strukturen verlieren, die sich aus Übereinkünften oder interkommunalen Verbänden ergeben. Letztere sind besser organisiert, auf besondere Ziele ausgerichtet und zeigen mehr Effizienz als die Bezirke. So muss man feststellen, dass der Begriff Verwaltungsbezirk langsam an Schärfe verliert, namentlich zu Gunsten der Dezentralisierung gewisser Aufgaben des Staates auf interkommunale Verbände und mit der Zeit auf die Gemeinden selber. Eine solche Struktur erscheint als der einzige Garant für die Einhaltung der den Gemeinden zugeteilten Aufgaben.





Nach Abschluss ihrer Besinnung kommt die Kommission zum Schluss, dass die zu formulierenden Thesen zu aller erst und vor allem eine Stärkung des Kantons gegenüber der steigenden Konkurrenz anderer politischer und wirtschaftlicher Pole in der Schweiz zum Inhalte haben müssen und anschliessend einen Ausgleich innerhalb des Kantons zwischen Grossfreiburg und den andern Regionen anpeilen sollen und ausserdem den Gemeinden eine reelle Autonomie verschaffen und eine bessere Lesbarkeit der Strukturen (Gemeinde-Kanton-Bund) fördern müssen. Auch die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden und den Regionen über die Verwaltungsbezirke hinaus muss gefördert werden. Änderungen in der Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und Regionen müssen möglich werden, ohne die Verfassung ändern zu müssen. Eine ausgewogene und rationelle Dezentralisierung der Verwaltung auf das ganze Gebiet des Kantons muss ermöglicht werden, und schliesslich und vor allem muss man im Kanton flexibel bleiben können.





Auf der Grundlage dieser Feststellungen ist die Kommission überzeugt, dass der Kanton mit der Zeit aus Gemeinden ohne Verwaltungsbezirke zusammengesetzt werden muss.





Trotzdem ist sich die Kommission bewusst, dass es notwendig ist, die Verwaltungsbezirke als zeitlich befristeter Aufhänger für gewisse administrative Aufgaben beizubehalten, bis die Reform der Gemeinden abgeschlossen ist. Sie weiss, dass die Aufhebung der Verwaltungsbezirke - die als Endlösung der Reform der territorialen Strukturen gedacht ist - nicht erfolgen soll, bevor die Gemeinden in der Lage sind, die Aufgaben zu übernehmen, die ihnen zugeteilt werden sollen. Die Risiken einer kantonalen Zentralisierung der Verwaltungsaufgaben wären in der Tat zu bedeutend.





Die Kommission erachtet es deshalb als angemessen, schrittweise vorzugehen, namentlich über die Reduktion der Anzahl Verwaltungsbezirke und über die Dezentralisierung der Verwaltung.





Geleitet vom angestrebten Endziel findet es die Kommission als nicht zweckmässig, für die Übergangszeit eine bestimmte Anzahl Verwaltungsbezirke vorzuschlagen. Sie bemerkt aber, dass es kaum angebracht wäre, einen rein deutschsprachigen Bezirk zu schaffen. Es geht um das Interesse des Kantons.





Die Kommission hält darauf, zu bemerken, dass Gedanken über die Anzahl Wahlkreise und Gerichtsbezirke in unabhängiger Form gemacht werden kann. So hätte die Angst vor dem Identitätsverlust mit der späteren Auflösung der Verwaltungsbezirke, die gewisse Leute ansprechen könnten, keine Grundlage mehr.








Thesen





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:





7.6.1	Das zu erreichende Ziel ist ein Kanton, zusammengesetzt aus Gemeinden (ohne Verwaltungsbezirke).


(mit 13 Stimmen und 2 Enthaltungen)





7.6.2	Da die gegenwärtige Lage (zu kleine Gemeinden) (noch) nicht erlaubt, die Verwaltungsbezirke von einem Tag auf den andern aufzugeben, ist schrittweise vorzugehen, namentlich über die Senkung der Anzahl Verwaltungsbezirke und die Dezentralisierung der Verwaltung.


(einstimmig)





7.6.3	Die Gemeinden müssen die Möglichkeit haben, administrative und regionale Strukturen zu schaffen.


(einstimmig)

















Argumentation der Minderheit





Die einen Antrag zu den Bezirken unterbreitende Minderheit setzt sich zusammen aus den Herren Jacques Barras, Marc Genilloud, Jean-Marie Masset, Placide Meyer et Reynauld Pauchard.





Eine territoriale Umstrukturierung findet heute durch die Förderung der Gemeindezusammenschlüsse statt. Diese Umstrukturierung befindet sich aber noch in der Anfangsphase. Auch wenn sie fortgeführt wird, werden mehrere Jahrzehnte vergehen, bis die Anzahl Gemeinden auf etwa hundert Gemeinden - erst dann kann das Verhältnis zwischen den Gemeinden und der Zentralbehörde tiefgreifend verändert werden – herabgesetzt werden können. Im gegenwärtigen Zustand ist es kaum vorstellbar, dass eine Verwaltung bei über zweihundert kommunalen Partnern ohne die Hilfe vermittelnder Strukturen wirksam öffentliche Angelegenheiten besorgen kann.





Die heutigen Strukturen sind für die Bürger gut überblickbar. Müsste hier nicht eines der die Bürger zufriedenstellenden Bereiche erkannt werden, wenn sie – ohne übrigens die kritische Betrachtung zu verlieren – die Einheit "Bezirk" nicht in Frage stellen und sie ganz und gar nicht als obsolet betrachten?


Seit ihrer Erfindung haben die Bezirke ein starkes Identitätsbewusstsein gegenüber einer Region entfacht, das ein Ausdruck unseres kantonalen Reichtums ist. Diese räumliche und kulturelle Verwurzelung ist Teil der Orientierungspunkte, welcher das Individuum in Zeiten der Globalisierung sogar mehr bedarf, als noch in der Vergangenheit.





Die Formulierung der Minderheitenthese ist offen; sie lässt nichts erstarren und ermöglicht die künftige Entwicklung. Die Weiterverfolgung dieser Gedanken zur territorialen Organisation des Kantons wird somit dem Parlament belassen. Sie kann erst erfolgen, wenn die Zeit dafür reif ist, genauso wie die erforderlichen Anpassungen.





Nichtsdestotrotz verpflichtet die von der Minderheit vorgeschlagene These den Gesetzgeber, die vermittelnden Strukturen zwischen Kanton und den Gemeinden unter Berücksichtigung der Ausdehnung des Kantonsgebiets und der Vielfalt ihrer soziokulturellen, demographischen, geografischen und wirtschaftlichen Bestandteile beizubehalten. Sie verhindert, dass eine leidenschaftlich geführte, öffentliche Debatte im Vorfeld der Volksabstimmung über den Verfassungsentwurf entbrannt, eine Debatte, welches das Volk in zwei entgegengesetzte Lager spalten würde, obgleich doch diese Abstimmung vereinen soll.





Es darf nicht sein, dass eine Aufhebung der Bezirke ein Hindernis für die interkantonale Zusammenarbeit, welche in einigen peripheren Regionen wie dem Broye bereits eingesetzt und Erfolg hat, darstellt.





Die Kommissionsminderheit macht das Plenum darauf aufmerksam, dass eine Verstärkung der Zentralisation auf Kosten der Randregionen geht.








These der Minderheit





7.6.1bis	Das Kantonsgebiet ist in Verwaltungsbezirke unterteilt








G.	Die Oberamtmänner





Argumentation





Die Kantonsverfassung bestimmt in ihrem Artikel 54, dass « der Staatsrat in jedem Bezirk einen vom Volk gewählten Oberamtmann zum Stellvertreter hat ». Durch diese Regelung verbindet die kantonale Charta den Oberamtmann untrennbar mit dem Bezirk und verankert seinen doppelten Verfassungsauftrag. Die Verfassung überträgt dem Oberamtmann einerseits Aufgaben politischer Natur - die Regierung zu vertreten und an der allgemeinen Leitung der Politik des Staatsrates teilzunehmen - und andererseits Vollzugs- und Verwaltungsaufgaben - die Leitung eines Teils der im Bezirk dezentralisierten kantonalen Verwaltung.





Damit der Oberamtmann seinen von der Verfassung übertragenen Auftrag erfüllen kann, macht ihn die kantonale Charta zum eigentlichen Vertreter der Regierung. Zu diesem Zwecke schreibt das Gesetz vom 20. November 1975 über die Oberamtmänner namentlich vor, dass der Oberamtmann den Staatsrat und jede seiner Direktionen im Bezirk vertritt, der Aufsicht und der Disziplinargewalt des Staatsrates unterstellt ist, unmittelbar dem Staatsrat und seinen Direktionen unterstellt ist, die Aufgaben und Befugnisse ausübt, die ihm durch die Gesetze und Reglemente übertragen werden, die Befehle und Weisungen des Staatsrats und seiner Direktionen ausführt und dem Staatsrat jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit und die Lage in seinem Bezirk übermittelt.





Auf der Grundlage dieser Bestimmungen muss festgestellt werden, dass der Oberamtmann der eigentliche Vertreter der Zentralgewalt ist, der damit beauftragt ist, die Weisungen und Befehle des Staatsrats und dessen Direktionen auszuführen.





Der Oberamtmann ist jedoch gemäss Verfassung und gemäss Gesetz vom 20. November 1975 über die Oberamtmänner vom Volk gewählt, im Gegensatz zu den meisten anderen Vertretern der dezentralisierten Verwaltung, die von der höchsten Behörde eingesetzt werden.





Neben den gerichtlichen Aufgaben, die ihm anvertraut sind, hält das Gesetz vom 20. November 1975 fest, dass der Oberamtmann zur Entwicklung seines Bezirks beiträgt und dass er die regionale und interkommunale Zusammenarbeit vorantreibt und fördert. Im gleichen Sinne sieht das Gesetz vom 25. September 1980 vor, dass die Oberamtmänner darüber wachen, dass die Gemeinden ihres Bezirkes gut verwaltet werden, dass sie sie beraten und ihnen behilflich sind.





Heute muss die Kommission feststellen, dass die Aufgaben im Zusammenhang mit der Überwachung und Hilfe der Gemeinden wie jene der wirtschaftlichen und regionalen Entwicklung des Bezirkes in der Tätigkeit des Oberamtmannes einen immer bedeutenderen Platz einnehmen.





Die Kommission findet es auch namentlich unter Berücksichtigung des Ziels, die Verwaltungsbezirke aufzuheben, angezeigt, die Funktion des Oberamtmanns als administrativer Verantwortlicher wie als mit der Ausführung der Befehle und Weisungen betrauter Vertreter der Zentralverwaltung zu überprüfen. In dieser Hinsicht ist die Kommission der Meinung, dass der Oberamtmann unter dem Gesichtspunkt als administrativer Verantwortlicher wie die Verwaltungsbezirke mit der Zeit verschwinden muss.





Um der Aufhebung der administrativen Verantwortungen der Oberamtmänner entgegenzuwirken, meint die Kommission, dass zwei Lösungen kumulativ angewendet werden könnten. Es ginge darum, diese verschiedenen Aufgaben einerseits der Kantonalverwaltung und andererseits den Gemeinden zu übertragen. Zu diesem Zwecke ist es aber gemäss der Kommission unerlässlich, dass die Übertragung der administrativen Aufgaben des Oberamtmannes an die Kantonsverwaltung von einer Dezentralisierung oder eher noch einer Umsiedlung der neu geschaffenen kantonalen Dienste begleitet ist. In den regionalen Entwicklungspolen ausserhalb Freiburg wie Châtel-St-Denis, Romont, Estavayer-le-Lac, Tafers, Düdingen, Murten und Bulle könnten so neue Verwaltungszentren eingerichtet werden. Die Aufgaben der Oberämter, die den Gemeinden direkt übertragen würden, hätten den Vorteil, die Kompetenzen dieser Körperschaften in den speziellen Bereichen, in denen die lokalen Besonderheiten eine vorrangige Bedeutung haben, zu stärken. Die Kommission muss aber feststellen, dass eine solche Abtretung von Kompetenzen nur verwirklicht werden kann, wenn die Anzahl Gemeinden stark vermindert wird. Aus diesem Grunde hat die Kommission auch die Ansicht vertreten, dass die Gemeindezusammenschlüsse stark begünstigt und gefördert und in äussersten Ausnahmefällen sogar aufgezwungen werden müssen.





Wie oben dargelegt, ist sich die Kommission bewusst, dass die Endlösung der Aufhebung der Verwaltungsbezirke nur schrittweise erreicht werden kann. Die Zuständigkeiten des Oberamtmannes werden sich deshalb auch den einzelnen Schritten gemäss entwickeln müssen.





Gemäss dem Grundsatz der Autonomie, die sie den Gemeinden verleihen möchte, sieht die Kommission vor, diesen die Möglichkeit zu überlassen, administrative und regionale Strukturen zu schaffen, deren Verantwortung einer oder einem Verantwortlichen übertragen werden könnte. So könnten verschiedene gegenwärtige Aufgaben des Oberamtmannes in den Händen einer einzigen Person bleiben.





Die Mehrheit der Kommission findet es angebracht, dass der Oberamtmann in der Übergangszeit, die zur Abschaffung der Verwaltungsbezirke führen soll, weiterhin vom Volk gewählt wird. Dieser Bezeichnungsmodus allein ist mit der immer wachsenden Bedeutung der Aufgaben des Oberamtmanns in der regionalen Entwicklung und der interkommunalen Zusammenarbeit vereinbar.





Eine angemessene Aufteilung der oberamtlichen Aufgaben zwischen Kanton und den Gemeinden ist wahrscheinlich eines der tiefgreifendsten Anliegen der von der Kommission gewünschten Gebietsreform. So müssen sich während der Übergangsphase die Bemühungen im Wesentlichen auf die Verstärkung der Gemeinden richten, was Voraussetzung für die Zuweisung einzelner oberamtlicher Aufgaben an diese ist. In diesem Zusammenhang wird der Oberamtmann eine wesentliche Rolle in seiner Eigenschaft als Vertreter des zentralisierten Staatsrates spielen, und nicht als politische Behörde. Seine Aufgabe wird die Umsetzung der Reform gemäss den Anweisungen der Regierung sein: Er wird insbesondere die Gemeindefusionen anregen und begleiten müssen und die Weiterleitung der Verwaltungsaufgaben, welche bisher ihm oblagen, organisieren. Gerade deshalb denken wir, dass die Beibehaltung der Volkswahl des Oberamtmanns den Wünschen der Kommission 7 zu schaden gereichen kann. Ausserdem ist die Funktion des Oberamtmanns an das Bestehen der Bezirke gebunden. Oberamtspersonen für abzuschaffende Bezirke zu wählen, erscheint widersprüchlich. Dieser Widerspruch trübt das Bild der gewünschten Reformen und gefährdet sie.














Thesen





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen.





7.7.1	In Anbetracht des Ziels, die Verwaltungsbezirke aufzuheben, wird die Funktion des Oberamtmanns als administrativer Verantwortlicher verschwinden.


(14 Stimmen, 1 Enthaltung)





7.7.2	Die Zuständigkeiten des Oberamtmannes werden sich je nach den Schritten zur Erreichung des gesteckten Zieles, der Aufhebung der Verwaltungsbezirke, entwickeln.


(14 Stimmen, 1 Enthaltung)





7.7.3	Die Gemeinden haben die Möglichkeit, für die Schaffung von administrativen und regionalen Strukturen eine oder einen Verantwortlichen zu bezeichnen.


(13 Stimmen, 3 Enthaltungen)





7.7.4	Während der Übergangszeit – welche der Umsetzung der Gebietsreform vorangeht – wird der Oberamtmann vom Staatsrat ernannt.


(7 zu 6 Stimmen, 2 Enthaltungen)








Argumentation der Minderheit





Die einen Antrag zum Oberamtmann unterbreitende Minderheit setzt sich zusammen aus den Herren Jacques Barras, Marc Genilloud, Jean-Marie Masset, Placide Meyer und Reynauld Pauchard, an welche sich Herr Christian Pernet anschliesst, soweit die Ernennung des Oberamtmanns in der Übergangsphase betroffen ist.





Die erwähnte Widersprüchlichkeit der Funktion des gewählten Oberamtmannes ist eher formeller, denn tatsächlicher Art. Der im Allgemeinen durch die Wahl des Oberamtmannes hervorgerufene Enthusiasmus zeigt, wie sehr in der Tat die Persönlichkeit des Kandidaten andere Erwägungen unterdrückt. Offensichtlich wird der Oberamtmann als Personifizierung des Bezirks betrachtet.





Ebenso offensichtlich ist die Feststellung, dass der Oberamtmann in seiner gegenwärtigen Funktion das Sprachrohr seines Bezirks ist und die Aufgabe hat, die regionale Zusammenarbeit zu fördern und zu animieren. Die Kenntnis der Gesamtheit der Probleme seines Bezirks machen aus ihm eine Person, bei welchem die regionalen Probleme verschiedener Bereiche zusammenlaufen.





So werden die zwei verfassungsmässigen Aufgaben des Oberamtmanns durch die Bevölkerung kaum als gegensätzlich, sondern vielmehr als komplementär wahrgenommen. In der Tat verleiht dem Oberamtmann - in der Rolle des Vermittlers zwischen Kanton und den lokalen Gemeinschaften – diese Doppelaufgabe gewiss eine ganz besondere Eigentümlichkeit, welche sich aber als effizient in der Anwendung erwiesen hat.





Die Formulierung der Minderheitenthese ist offen; sie lässt nichts erstarren und ermöglicht die künftige Entwicklung. Indes verpflichtet sie den Gesetzgeber, die Funktion des Oberamtmanns beizubehalten, ohne die Umrisse festzulegen. So wird der Anhänglichkeit der Bürger zu ihrem Oberamtmann - als Symbol der bürgernahen Dienstleistung - Rechnung getragen, ohne die Zukunft zu belasten und eine dynamische Perspektive zu verbauen.





Eine schwache Minderheit der Kommission erachtet es als angebracht, dass während der der Aufhebung der Bezirke vorangehenden Übergangsphase der Oberamtmann weiterhin vom Volk gewählt wird. Sie ist der Ansicht, dass in der Tat allein eine solche Bestimmungsmethode mit der immer ausgeprägteren Bedeutung des Oberamtmanns für die regionale Entwicklung und die interkommunale Zusammenarbeit vereinbar ist. Überdies erscheint es ihr wenig passend, den Bürgerinnen und Bürgern ein demokratisches Recht zu entziehen, wenn doch ein Verfahren zur grundlegenden Änderung der territorialen Struktur geleitet werden soll.








These der Minderheit





7.7.1bis	Ein Oberamtmann ist an der Spitze jeden Verwaltungsbezirks.





7.7.4bis	Im Falle einer der Umsetzung der Gebietsreform vorangehenden Übergangsphase werden die Oberamtmänner vom Stimmvolk gewählt.








IV.	SCHLUSSFOLGERUNG





Im Verlaufe ihrer Arbeiten hat die Kommission immer darauf geachtet, ihren Mitgliedern die Möglichkeit zu bieten, sich zu den behandelten Themen auszusprechen.


Die Diskussion war deshalb bereichernd und hat es allen erlaubt, ewas vom andern zu lernen.


Auch wenn gewisse der verabschiedeten Thesen nicht eine einstimmige Annahme erfahren konnten, ist die Kommission überzeugt, dass sie erlauben werden, eine breite Debatte zu führen, aus der der Kanton nur Nutzen ziehen wird.




















	Der Präsident:





	Laurent Schneuwly

















Corpataux-Magnedens, den 20. Dezember 2001
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BEILAGE 1:	LISTE DER ANGENOMMENEN THESEN UND DER MINDERHEITENTHESEN








7.1.1	Die Gemeinden übernehmen die ihnen von der Verfassung übertragenen Aufgaben.





7.1.2	Der Staat überträgt den Gemeinden die Aufgaben, die diese besser ausüben können.





7.1.3	Die Gemeinden verfügen vor allem in folgenden Bereichen über Autonomie:


	-	Verwaltung des Gemeindegutes;


	-	Gewährleistung der Gemeindeverwaltung;


	-	Festsetzung und Erhebung der Gebühren und der Gemeindesteuern wie Verwendung derer Ergebnisse;


	-	Örtliche Raumplanung;


	-	Verwaltung des örtlichen Gemeingutes;


	-	Öffentliche Ordnung;


	-	Interkommunale Beziehungen.


	In den Bereichen, für welche die Gemeinden ihre Kompetenzen an einen Gemeindeverband abgetreten haben, kann sich dieser auf die Autonomie berufen.





7.1.3bis	Idealerweise würde die Minderheit der Kommission einen einzigen Gemeindeansatz begrüssen, berechnet auf dem durchschnittlichen kantonalen Ansatz.





7.1.3ter	Wenn der einzige Ansatz nicht angenommen wird, schlägt die Minderheit der Kommission vor, dass der Ansatz der Gemeindesteuer zwischen den Gemeinden eine Spannweite von 10 % unter und über dem Durchschnittsansatz nicht übersteigt.





7.1.3quater	Auf jeden Fall drängt sich ein Finanzausgleich nach festzulegenden Kriterien auf.





7.2.1	Die Gemeinden sind öffentliche Körperschaften mit juristischer Persönlichkeit.





7.2.2	Der Bestand und das Gebiet der Gemeinden sind im Rahmen der Verfassung gewährleistet.





7.2.3	Ein Verfassungsartikel soll festhalten, dass die Gemeinden das Wohl der Einwohnerinnen und Einwohner, die dauernde Lebensqualität und nachbarliche Beziehungen mit den Bürgerinnen und Bürgern anzustreben haben.





7.3.1	Die gesetzgebende Behörde der Gemeinde (Gemeindeversammlung oder Generalrat) bleibt frei in der Festlegung der Anzahl Gemeinderätinnen und/oder Gemeinderäte (zwischen 5 und 9).





7.3.2	Die Verfassung bestimmt, dass jede Gemeinde über eine gesetzgebende Behörde (Gemeindeversammlung oder Generalrat) und eine ausführende Behörde verfügt.





7.3.3	Die Verfassung bestimmt, dass der Gemeinderat vom Stimmvolk gewählt wird.





7.3.4	Die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates erfolgt nach dem Majorzsystem, es sei denn, die Anwendung des Proporzsystems werde verlangt.





7.3.5	Die Kommission hat die Einführung des obligatorischen Proporzsystems abgelehnt.





7.3.6	Was die ausführende Behörde betrifft, bestimmt das Gesetz, dass die Gemeindepräsidentin und/oder der Ammann vom Gemeinderat gewählt werden.





7.3.7	Die Amtsdauer der Gemeinderätinnen und/oder der Gemeinderäte und der Generalrätinnen und/oder der Generalräte beträgt 5 Jahre.





7.3.8	Die Kommission hat beschlossen, den Gemeinden keinen Generalrat ab einer bestimmten Anzahl Einwohner aufzuzwingen.





7.3.9	Die Gemeinden üben ihre Tätigkeit in Achtung der Bevölkerung und des Rechtes aus. Der Staat sichert deren Aufsicht.





7.4.1	Der Staat fördert die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden.





7.4.2	Die Delegierten werden vom Gemeinderat und von der Gemeindeversammlung, bzw. dem Generalrat, bestimmt. Wenn die Gemeinde Anrecht auf eine einzige Delegierte oder einen einzigen Delegierten hat, wird diese oder dieser vom Gemeinderat allein bestimmt.





7.4.3	Folgende Volksrechte werden eingeführt:


	-	das Initiativrecht;


	-	das obligatorische Referendum;


	-	das fakultative Referendum;


	-	das Recht der Bevölkerung auf Anhörung;


	-	das Recht der Bevölkerung auf Information.





7.4.4	Das Erfordernis der zusammenhängenden Aufgaben für die Mehrzweckverbände der Gemeinden wird aufgehoben, die Mitglieder eines Verbandes haben aber allen ihren Zwecken beizutreten.














7.4.4bis	Die Verbindungen zwischen Gemeinden haben sich ausschliesslich innerhalb von Föderationen von Gemeinden (Gemeindeverbände für verschiedene nicht zusammenhängende Zwecke) oder innerhalb von Agglomerationen abzuwickeln.





	Diese beiden Strukturtypen verfügen über Finanzmittel.





	Die Freiheit der Gemeinden liegt in der Wahl der Partnergemeinden und nicht mehr in der Wahl eines Zusammenarbeitstyps.





7.4.5	Die Mehrheit der Kommission hat den Vorschlag, dass die Gemeinden nur einem Verband beitreten können, abgelehnt.





7.4.6	Der Staat kann in ausserordentlichen Fällen Gemeinden verpflichten, sich zu vereinigen oder einem Verband beizutreten.





7.5.1	Der Staat fördert und begünstigt die Gemeindezusammenschlüsse.





7.5.2	Die Wählerinnen und/oder die Wähler können über die Initiative den Zusammenschluss (Zusammenschluss in Folge einer Initiative) vorschlagen.





7.5.3	Der Staat kann den Gemeinden ebenfalls, sofern notwendig und zu den im Gesetz vorgesehenen Bedingungen, den Zusammenschluss vorschlagen.





7.5.4	In ausserordentlichen Fällen, wenn alle zur Verfügung stehenden gesetzlichen Mittel (vorgeschlagener Zusammenschluss, Vermittlung, Vormundschaft, usw.) ausgeschöpft sind und wenn die Lage der Gemeinde den rechtmässigen Interessen der lokalen, regionalen oder kantonalen Gemeinschaft zuwiderläuft, kann der Zusammenschluss vom Staatsrat nach Anhörung der betroffenen Gemeinden aufgezwungen werden.





7.5.5	Die Gemeindezusammenschlüsse können über die Kantonsgrenzen hinausgehen.





7.5.6	Das Stimmvolk spricht sich in letzter Instanz über die Gemeindezusammenschlüsse aus.





7.6.1	Das zu erreichende Ziel ist ein Kanton, zusammengesetzt aus Gemeinden (ohne Verwaltungsbezirke).





7.6.1bis	Das Kantonsgebiet ist in Verwaltungsbezirke unterteilt





7.6.2	Da die gegenwärtige Lage (zu kleine Gemeinden) (noch) nicht erlaubt, die Verwaltungsbezirke von einem Tag auf den andern aufzugeben, ist schrittweise vorzugehen, namentlich über die Senkung der Anzahl Verwaltungsbezirke und die Dezentralisierung der Verwaltung.





7.6.3	Die Gemeinden müssen die Möglichkeit haben, administrative und regionale Strukturen zu schaffen.





7.7.1	In Anbetracht des Ziels, die Verwaltungsbezirke aufzuheben, wird die Funktion des Oberamtmanns als administrativer Verantwortlicher verschwinden.





7.7.2	Die Zuständigkeiten des Oberamtmannes werden sich je nach den Schritten zur Erreichung des gesteckten Zieles, der Aufhebung der Verwaltungsbezirke, entwickeln.





7.7.3	Die Gemeinden haben die Möglichkeit, für die Schaffung von administrativen und regionalen Strukturen eine oder einen Verantwortlichen zu bezeichnen.





7.7.4	Während der Übergangszeit – welche der Umsetzung der Gebietsreform vorangeht – wird der Oberamtmann vom Staatsrat ernannt.





7.7.1bis	Ein Oberamtmann ist an der Spitze jeden Verwaltungsbezirks.





7.7.4bis	Im Falle einer der Umsetzung der Gebietsreform vorangehenden Übergangsphase werden die Oberamtmänner vom Stimmvolk gewählt.
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